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4.	 Wird der Antrag angenommen, erteilt die Versammlungs-
leiterin bzw. der Versammlungsleiter auf Verlangen nur 
noch der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller oder der 
Berichterstatterin bzw. dem Berichterstatter das Wort.

§ 11	Abstimmungen
1.	 Die Reihenfolge der zur Abstimmung kommenden Anträge 

ist vor der Abstimmung deutlich bekannt zu geben.
2.	 Jeder Antrag ist vor der Abstimmung nochmals durch die 

Versammlungsleiterin bzw. den Versammlungsleiter zu 
verlesen.

3.	 Liegen zu einer Sache mehrere Anträge vor, so ist über den 
weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. Bestehen 
Zweifel, welcher Antrag der weitestgehende ist, entscheidet 
die Versammlung ohne Aussprache.

4.	 Zusatz-, Erweiterungs- und Unteranträge zu einem Antrag 
kommen gesondert zur Abstimmung.

5.	 Abstimmungen erfolgen offen. Sind Stimmkarten ausge-
geben worden, sind diese vorzuzeigen. Wird geheime Ab-
stimmung beantragt, so hat die Versammlungsleiterin bzw. 
der Versammlungsleiter diese durchzuführen, wenn durch 
offene Abstimmung festgestellt wird, dass der Antrag von 
mindestens 10 % der anwesenden stimmberechtigten Mit-
glieder unterstützt wird.

6.	 Nach Eintritt in die Abstimmung darf das Wort zur Sache 
nicht mehr erteilt werden.

7.	 Bei Zweifeln über die Abstimmung hat die Versammlungs-
leiterin bzw. der Versammlungsleiter Auskunft zu geben.

8.	 Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, entscheidet 
bei allen Abstimmungen die einfache Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen, wobei Stimmengleichheit Ablehnung 
bedeutet, Stimmenenthaltungen und ungültige Stimmen 
werden nicht mitgezählt.

9.	 Für Anträge auf Wiederholung einer Abstimmung gilt das  
für die geheime Abstimmung festgelegte Verfahren ent-
sprechend. Der Antrag kann auf Wiederholung der Abstim-
mung in offener oder geheimer Weise gerichtet sein.

§ 12	Wahlen
1.	 Wahlen dürfen nur dann durchgeführt werden, wenn sie 

satzungsgemäß anstehen, auf der Tagesordnung stehen 
und bei der Einberufung bekannt gegeben worden sind.

2.	 Wahlen sind grundsätzlich schriftlich und geheim in der 
satzungsmäßig vorgeschriebenen Reihenfolge vorzuneh-
men, wenn die Versammlung nichts anderes beschließt. 
Steht nur eine Person zur Wahl, wird offen abgestimmt, es 
sei denn, auf Antrag wird schriftliche Wahl beschlossen.

3.	 Vor der Wahl sind die Kandidatinnen bzw. Kandidaten zu 
fragen, ob sie im Falle einer Wahl das Amt annehmen.

4.	 Auf Antrag kann die Versammlung eine Personaldebatte 
mit einfacher Mehrheit beschließen. Den Kandidatinnen 
bzw. Kandidaten ist in diesem Falle das Recht einzuräu-
men, vor der Eröffnung der Debatte das Wort zu ergrei-
fen und auch das Schlusswort zu sprechen. Über die 
Reihenfolge zwischen den Kandidatinnen bzw. Kandidaten 
entscheidet die Versammlungsleiterin bzw. der Versamm-
lungsleiter.

5.	 Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen erhalten hat. Stimmenthaltungen zählen nicht. 
Erhält bei mehreren Bewerbungen für ein Amt keine mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen, findet eine Stich-
wahl zwischen den beiden Bewerbern statt, die im ersten 
Wahlgang die meisten Stimmen erhalten haben.

6.	 Spontanwahlvorschläge für die Wahlen beim Landes-
sporttag (§ 14 Ziff.5.1 Satz 3 der Satzung) sind schriftlich 
mit Namensangabe des/der Vorschlagenden und dessen/
deren Unterschrift dem Wahlausschuss einzureichen. Vor-
schlagsberechtigt sind alle stimmberechtigten Delegierten.

7.	 Das Wahlergebnis ist durch den Wahlausschuss festzustel-
len, der Versammlungsleiterin bzw. dem Versammlungs-
leiter bekannt zu geben und seine Gültigkeit ausdrücklich 
für das Protokoll schriftlich zu bestätigen.

§ 13	Versammlungsprotokolle
1.	 Über alle Versammlungen sind Protokolle zu führen. Diese 

sollen möglichst innerhalb von 14 Tagen versandt werden. 
Aus ihnen müssen Datum, Versammlungsort, Namen 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, Gegenstände der 
Beschlussfassung in der Reihenfolge der Behandlung, die 
Beschlüsse im Wortlaut und das Abstimmungsergebnis 
ersichtlich sein.

2.	 Die Protokolle der Landessporttage sind jeweils von der 
Versammlungsleiterin bzw. dem Versammlungsleiter, der 
Präsidentin bzw. dem Präsidenten und der Protokollführe-
rin bzw. dem Protokollführer zu unterzeichnen. Beschlüsse 
sind gem. § 14 Ziff. 3.5 der Satzung zu veröffentlichen.“

3.	 Die Protokolle gelten als genehmigt, wenn nicht innerhalb 
von 14 Tagen nach Zugang des Protokolls schriftlich bei 
der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden Einspruch erho-
ben wird. Die Genehmigung durch das Präsidium erfolgt 
in seiner nächsten Sitzung. Über den Einspruch entschei-
det das betreffende Organ oder der Ausschuss in seiner 
nächsten Versammlung.

§ 14	Änderungen
Änderungen dieser Allgemeinen Geschäftsordnung  
beschließt der Landessporttag.

RiLi_2022.indd   113RiLi_2022.indd   113 30.11.2021   09:05:5330.11.2021   09:05:53

16

2.1.	 Allgemeine Richtlinien

2.	Richtlinien

Bei Anträgen von Sportbünden oder Landesfachverbänden 
auf Einleitung eines Ordnungsverfahrens ist der Vorstand 
verpflichtet, dem Antragsteller den Verfahrensausgang mitzu-
teilen; bei einer Ablehnung der Einleitung des Ordnungsverfah-
rens sind die Gründe hierfür mitzuteilen. Erhält der Vorstand 
selbst die Kenntnis von Sachverhalten, die zu einem Straf- und 
Ordnungsverfahren gegen ein Mitglied oder eine Gliederung 
führen könnten, hat er den örtlich zuständigen Sportbund 
sowie die sachlich betroffenen Landesfachverbände zu in-
formieren und an der Sachverhaltsaufklärung zu beteiligen. 
Diese Einbindungspflicht des Sportbundes und der sachlich 
betroffenen Landesfachverbände durch den Vorstand kann in 
Ausnahmefällen zeitlich verzögert erfolgen, wenn die Art des 
zugrundeliegenden Sachverhalts oder die Ermöglichung eines 
optimalen Ermittlungsergebnisses eine Inkenntnissetzung vor-
erst als nicht geraten erscheinen lassen. Ob ein solcher Aus-
nahmefall gegeben ist, entscheidet der Vorstand nach eigenem 
Ermessen. Die Gründe dieser Ermessenentscheidung sind 
schriftlich festzuhalten, und dem Präsidium mitzuteilen.

2.	 Jeder Betroffene ist von der Einleitung eines Verfahrens ge-
gen ihn unverzüglich zu unterrichten. Ihm ist Gelegenheit zur 
schriftlichen Stellungnahme zu geben (rechtliches Gehör). 
Unter Einbeziehung dieser Stellungnahme entscheidet der 
Vorstand in Form eines Beschlusses. Dieser ist dem Mitglied 
schriftlich per Einschreiben mit Begründung und Rechtsmittel-
belehrung bekannt zu geben.

3.	 Gegen die Entscheidung des Vorstands kann Wider- 
spruch bei der auf die Vorstandsentscheidung zeitlich nachfol-
genden Präsidiumssitzung eingelegt werden. Der Widerspruch 
muss in Schriftform an die LSB-Geschäftsstelle – Vorstand 
– erfolgen und soll eine Begründung enthalten. Bis zu einer 
Entscheidung des Präsidiums ist die erstinstanzliche Entschei-
dung nicht zu vollziehen.

4.	 Das Präsidium hat die Möglichkeit, den angefochtenen Vor-
standsbeschluss
	– zu bestätigen
	– aufzuheben
	– zur Abänderung unter Beachtung der Rechtsauffassung des 
Präsidiums an den Vorstand zurück zu verweisen, wobei 
eine Verschärfung der Strafe nicht möglich ist

§ 5	Kosten
Das Verfahren inklusive des Widerspruchsverfahrens vor dem 
Präsidium ist kostenfrei. Auslagen der betroffenen Mitglieder im 
Rahmen des Verfahrens, insbesondere Anwaltsgebühren, werden 
nicht erstattet.

Präambel
Die Satzung des LSB sieht in § 11 Ziff. 7 die Möglichkeit vor, für 
das nähere Verfahren bezüglich der verbandlichen Straf- und 
Ordnungsgewalt eine Richtlinie zu erlassen. Gemäß § 15 Ziff. 2.3 
der LSB-Satzung ist das Präsidium für den Erlass von Richtlinien 
zuständig. Auf der Grundlage dieser Ermächtigung hat das Präsidi-
um am 18.03.2009 (zuletzt geändert am 25.02.2015) die folgende 
Richtlinie erlassen:

§ 1	Geltungsbereich und Zuständigkeit
1.	 Der Vorstand ist für die Ahndung von satzungswidrigem Ver-

halten im LSB zuständig.
2.	 Betroffen von diesen Regelungen sind alle LSB-Mitglieder.

§ 2	Strafen und Ordnungsgebühren
1.	 Die Strafen und Ordnungsgebühren, die der Vorstand verhän-

gen kann, ergeben sich aus § 11 Ziff. 2 der Satzung.
2.	 Im Rahmen eines Straf- bzw. Ordnungsverfahrens kann der 

Vorstand daher folgende zulässige Strafen verhängen:
a)	 Ordnungsgebühr bis zu 10.000,- Euro für Verstöße gegen 

die LSB-Satzung.
b)	 In leichteren Fällen kann anstelle einer Ordnungsgebühr 

eine Verwarnung ausgesprochen werden.
c)	 In schweren Fällen kann neben oder statt der Ordnungsge-

bühr der Ausschluss des Mitglieds aus dem LSB erfolgen.
3.	 Bei der Auswahl und der Bemessung der zu verhängenden 

Sanktion hat der Vorstand den Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit zu wahren. Insbesondere sind folgende Kriterien zu 
berücksichtigen:
a)	 Art, Schwere bzw. Dauer des Satzungsverstoßes
b)	 Höhe des Schadens
c)	 Größe und Wirtschaftskraft des Vereins
d)	 Mitwirkung des Betroffenen bei der Aufklärung
e)	 Erst- oder Wiederholungsverstoß

§ 3	Verjährung
1.	 Verstöße gemäß den §§ 9 und 11 der Satzung verjähren ein 

Jahr nach Kenntniserlangung durch den Vorstand, spätestens 
jedoch 3 Jahre nach dem Zeitpunkt des Verstoßes.

2.	 Die Verjährung wird durch die Einleitung eines Verfahrens 
gemäß § 4 unterbrochen. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Ver-
jährungsunterbrechung ist der Eingang eines verfahrenseinlei-
tenden Antrages beim LSB.

§ 4	Verfahren
1.	 Der Vorstand ist für die Durchführung des Straf- und Ord-

nungsverfahrens gemäß § 11 der LSB-Satzung zuständig. 

2.1.1.	Richtlinie zur Durchführung von Straf- und Ordnungsmaßnahmen ​im 
LandesSportBund Niedersachsen e. V.

RiLi_2022.indd   16RiLi_2022.indd   16 30.11.2021   09:05:4530.11.2021   09:05:45

215006 Satzungen, Richtlinien, Ordnungen 2022 - Druckbg. 8 - Widerdruck - Lay - 30.11.2021 / 12:39:13


